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Politiker. legt diesen 

Die Finanzkrise, derzeit als Staatsschuldenkrise sichtbar, 
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Kommentar Bioethik 

Gesunde Babys dank 
einfachem Bluttest: 
Und was sagt die Politik 
BA R B ARA T6TH 

D ie Parteiakademie derÖVP lädt 
Anfang Oktober zu einer Dis­

kussion, in der einmal mehr die Fra­
ge behandelt werden soll: Welches Le­
ben ist lebenswert? Und wie weit sol­
len Mediziner und Betroffene bei der 
Durchleuchtung ungeborenen Le­
bens im Bauch einer Frau gehen? Laut 
Veranstalter soll vor allem die prä­
natale Diagnostik Thema sein - also 
jene (derzeit zusätzlich zu bezahlen­
den) Ultraschalluntersuchungen, bei 
denen rund um die 14. Schwanger­
schaftswoche nach Anomalien ge­
fahndet wird, die etwa auf Trisomie 
21, besser bekannt als das Downsyn­
drom, hindeuten. 

Darüber zu diskutieren ist löblich, 
aber wie so oft hinkt auch in diesem 
Fall die österreichische Debatte der 
internationalen unfassbar weit hin­
terher. Während Deutschland schon 
längst gesetzlich festgelegt hat, weI­
che Gentests es an befruchteten Eizel­
len im Reagenzglas zulässt oder nicht, 
wartet Österreich noch immer auf 
eine politische Richtungsentschei­
dung. Dabei hat die Bioethikkommis­
sion schon 2004 dem Kanzleramt eine 
Empfehlung abgegeben - offenbar 
war sie für den damaligen bürgerli­
chen Regierungschef nicht opportun. 

Inzwischen ist die Forschung ei­
nen gewaltigen Schritt weiter. In na­
her Zukunft werden zehn Milliliter 
Blut der Schwangeren, abgegeben vor 
der zehnten Schwangerschaftswo­
che, ausreichen, um die Erbdaten des 
Fötus komplett auszulesen. Die Kon­
stanzer Firma Lifecodexx will einen 
entsprechenden Test schon kommen­
des Jahr in Deutschland auf den Markt 
bringen. Trisomie 21 lässt sich dann 
beispielsweise zu einem Zeitpunkt 
feststellen, wo die Schwangerschaft 
weder sichtbar noch die Bindung der 
Mutter an das Ungeborene besonders 
stark ist - und eine straffreie Abtrei­
bung ohne Umwege möglich. 

Menschen mit Downsyndrom 
werden aus unserer Gesellschaft ver­
schwinden, vermutlich auch solche 
mit anderen, dann leicht diagnosti­
zierbaren Erbschäden wie Mukovis­
zidose, Muskelschwund, Blutarmut 
und neuropsychiatrischen Auffällig­
keiten wie drohendem Autismus. Die 
Zeit, in der ein gesundes Kind als Gna­
de und eines mit Behinderung als un­
abwendbares Schicksal angesehen 
wurde, scheint damit endgültig vor­
bei. In Zukunft kann die Medizin ge­
sunde Babys garantieren. 
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Kommentar Netzpolitik 

Warum schweigt die heimisch~ 

Politik eigentlich zu Facebook? 

IN GR I D BRODNIG 

W er passt auf die Rechte der In­
ternetuser auf? Die Konsumen­

tenschützer? Die Datenschutzkom­
mission? Oder vielleicht sogar die Re­
gierung? Nein, es ist ein 23-jähriger 
Wiener Student (siehe Hero S. 9) . Max 
Schrems hat im Alleingang Facebook 
bei der irischen Datenschutzbehörde 
angezeigt. Die Behörde wird nun tat­
sächlich aktiv, sie will eine Betriebs­
prüfung bei der irischen Tochterfirma 
von Facebook durchführen. 

Eine beeindruckende Leistung 
und zugleich eine absurde Situation. 
Da muss erst ein Wiener Student Brie­
fe nach Irland schicken und dem ka­
lifornischen Unternehmen schwere 
Verstöße gegen europäische Bürger­
rechte vorwerfen, ehe Datenschützer 
aktiv werden. Und was macht die hei­
mische Politik? Sie schweigt. 

In Deutschland diskutieren Politi­
ker wenigstens über Facebook. Hier-

KOMMENTAR: 


MA.RKUS M ARTER B AUER 


A-uf den Finanzmärkten 
herrscht wieder einmal 
höchste Nervosität: Die Ak­
tienkurse sind aufTalfahrt, 

Gerüchte um Staatspleiten machen 
die Runde und die Banken parken ihr 
Geld lieber bei der Zentralbank, als 
es für langfristige Investitionen zur 
Verfügung zu stellen. Für die wirt­
schaftliche Entwicklung ist die noto­
rische Unsicherheit, die die finanz­
märkte prägt, Gift. Sie erschüttert das 
Vertrauen von Konsumenten und Un­
ternehmen und verleitet die Politik, 
nicht rational zu handeln, sondern 
sich den unberechenbaren Stimmun­
gen, damit aber auch der Ideologie der 
Finanzakteure auszuliefern. 

Das zeigt sich in Griechenland. 
Trotz der drastischen Kürzung von 
Staatsausgaben und kräftigen Erhö­
hung von Steuern sinkt das Budgetde­
fizit kaum. Die Europäische Kommis­
sion und die Europäische Zentralbank 
zeigen sich überrascht und fordern ul­
ti m ativ weite re Kürzungen von Perso­
nal- und Sozialausgaben und rasche­
re Privatisierungen, um die Sparzie­
le doch noch zu erreichen und - wie 

zulande scheint der Regierung dieses 
Internet nicht so ganz geheuer-außer 
vielleicht, man nutzt es für Selbstdar­
stellung. Neulich kündigte Bundes­
kanzler Werner Faymann (SPÖ) an, er 
wolle ab 26. Oktober mit seinen Bür­
gern auf Facebook kommunizieren. 
Noch viel besser wäre es, würde er 
sich für die Rechte seiner Bürger auf 
Facebook einsetzen. 

Es geht dabei keineswegs um Tech­
nologiefeindlichkeit oder gar darum, 
Facebook zu schaden. Amerikanische 
Internetfirmen sollen einfach lernen, 
dass in Europa ein strenger Konsu­
menten- und Datenschutz existiert ­
und zwar nicht nur in irgendwelchen 
verstaubten Gesetzesbüchern. 

Deswegen wäre jetzt der. richti­
ge Zeitpunkt für die Politik, das Wort 
zu ergreifen. Das würde den Druck 
auf die irische Behörde erhöhen. Und 
es würde Hoffnung geben, dass der 
23-Jährige doch nicht ganz allein um 
unsere Rechte kämpft. 11 

der neoliberalen Wirtschaftstheorie 
kann es überraschen, dass Kürzun­
gen bei öffentlichen Gehältern, Inves­
titionen und Sozialleistungen verhee­
rende wirtschaftliche Folgen haben. 

Mit ein wenig Hausverstand wäre 
leicht zu verstehen: Das übertriebene 
Konsolidierungsprogramm bewirkt 
einen anhaltenden Rückgang der 
Wirtschaftsleistung (heuer um mehr 
als fünf Prozent) und einen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit (auf zuletzt über 
15 Prozent der Erwerbspersonen, un­
ter Jugendlichen sogar auf fast 40 Pro­
zent), dadurch kommt es zu einem 
drastischen Ausfall an Steuereinnah­
men und damit notwendigerweise zu 
einem Verfehlen der Sparziele. Doch 
die Dominanz der neoliberalen Ideo­
logie in der Wirtschaftspolitik wie in 
der Wirtschaftswissenschaft verne­
belt den Blick auf Fakten und Daten. 

Dies zeigte sich in den letzten Ta­
gen auch in Österreich. Finanzmi­
nisterin Maria Fekter rief nach einer 
Schuldenbremse, die helfen soll, das 
Vertrauen der Finanzmärkte zu erhal­
ten. Die Staatsverschuldung soll bis 
2020 durch die Kürzung von Staats­
ausgaben, vor allem im Sozialbereich, 
auf den Wert von unter 60 Prozent 
des BIP verringert werden, wie er vor 



i 

nach dem Verbotsgesetz F J\L f~R : WOClUund 2010 
verurteilt, 2011 auf Bewährung frei­ Sonntag, aufdem Wiener Heldenplatz: Der Bauernbund feiert sein Erntedankfest, 
gelassen': Die Anwälte des Holocaust­ zum Cilück ist das Herbstwetter treuer als die schwarze Wählerschaft FOT 0: A P A 

leugners Gert Honsik dürfen sich 
freuen. Begründet wurde die Freilas­
sung mit dem hohen Alter Honsiks - i A m Apparat Telefonkolumne 
er wird bald 70 Jahre alt-und der Tat- ' 
sache, dass er an seinem Wohnsitz in 
Spanien gut integriert lebe und sich 
dort seine Familie befinde. 

27% 
Väteranteil gibt es beim einkom­
mensabhängigen Kindergeld. Eltern 
bekommen 80 Prozent ihres Netto­
einkommens, maximal 2000 Euro, 
für ein Jahr. Bleibt Papa daheim, ver­
längert sich der Bezug auf 14 Monate. 
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~ Eine Milliarde für Vnis? Wissenschafts­
~ minister Karlheinz Töchterle hat in 
~ Zeiten der Budgetkonsolidierung i 
~ eine vollmundige Prognose gewagt. 
; "Es wird die Hochschulmilliarde al­
~ ler Voraussicht nach geben", kündig­
~ te er in der ORF-"Pressestunde" an. 
:: Sie soll in den Jahren 2013 bis 2015 
~ ausgezahlt werden. Die Summe ent- ' i 
:. spricht der Mindestfinanzspritze, die 
:: von Rektoren zuletzt für diesen Zeit­
~ raum gefordertworden war. 
.... 

~ Hans-Peter Mar'tin unter Druck Die 
::; Staatsanwaltschaft will im Zuge von 
~ Ermittlungen gegen den Europa­
~ Abgeordneten Hausdurchsuchun­
:; gen und Kontoöffnungen durchfüh­
~ ren. Martin soll eine Million Euro 
§an Wahlkampfkostenrückerstattung i 
:: zweckwidrigverwendet haben. 
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Worüber 'Wien... 

Warum sind Sie fürs kleine 

Glücksspiel, Herr Schmid? 

N eue Runde in der Kontrover­

se um das kleine Glücksspiel: 
Seit Tagen gibt es einen Gesetzes­
entwurf aus dem Ressort der zustän­
digen Stadträtin Ulli Sima (SPÖj, der 
trotz heftigen Widerstands der roten 
Basis und gegen den dezidierten po­
litischen Willen des grünen Koaliti­
onspartners kein Verbot der einarmi­
gen Banditen vorsieht. Argumentati­
ve Schützenhilfe für Sima kam nun 
ausgerechnet vom Jugendanwalt der 
Stadt Wien, Anton Schmid. Der Falter 
fragte, warum. 

Herr $chmid, kurz nachdem sich die 
Wiener Cirünen gegen das kleine 
Cilücksspiel aussprachen, ließen Sie via 
Aussendung wissen, dass ein Totalver­
bot nichts bringe. Warum? 
Ich habe nicht auf die Grünen re ­
agiert, sondern ~uf die zunehmende 
mediale Berichterstattung. Vom 
Standpunkt der Jugend aus betrachtet 
ist ein totales Verbot sehr problema­
tisch, weil sich dann das Glücksspiel 
in die illegalen Hinterzimmer verla­
gert, wo man überhaupt nicht mehr 

kontrollieren kann, was da passiert. 
Gespielt wird immer, das haben wir 
in anderen Städten beobachtet. Und 
mehr als 40 Prozent der Spieler in 
Wien haben mit der Zockerei als Min­
derjährige begonnen. 
Fehlt in Wirklichkeit nicht schon 
heute jede Kontrolle der vielen 
kleinen Sph!lhallen, die vor allem in den 
ehemaligen Arbeiterbezirken aus dem 
Boden schießen? 
Es ist ganz klar, die Einzelkammern 
müssen verboten werden. Gespielt 
soll nur werden, wo effizient kontrol­
liert werden kann, also in größeren 
Spielsalons und in den Casinos. 
Sie haben dasVerbotdereinarmigen Ban­
diten mit der gescheiterten Alkoholpro­
hibition in den USA verglichen. Hinkt die­
serVergleich nichtein bisschen? 
Wir müssen akzeptieren, dass wir in 
keiner perfekten Welt leben. In allen 
Gefängnissen der Welt si?f1 Drogen 
verboten, aber es gibt keines ohne. 
Das gilt auch fürs Glücksspiel, wes­
halb wir · es wenigstens möglichst 
transparent halten müssen. 

INTERVIE W : W. ZW A NDE R 
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! ~.llJrlHero Wertungsexzess 

Bero der Woche: 

MaxSchrems 


Mehr erreicht als 
viele Minister: Der 
23-jährige Student 
legt sich mit 
Facebookan 

M ax Schrems kämpft für die Rech­
te aller europäischen Internet­

user. Der 23-jährige Wiener Jusstu­
dent hat bei der irischen Datenschutz­
behörde 16 Anzeigen gegen Facebook 
eingebracht, weil es gegen europäi­
sche Bürgerrechte verstoße. 

Die Datenschutzbehörde wird nun 
tatsächlich aktiv, sie will eine gründ­
liche Betriebsprüfungbei der irischen 
Tochterfirma von Facebook durchfüh­
ren. Das istmehr alsnur einAchtungs­
erfolg. Es ist ein Signal für amerikani­
sche Internetkonzerne, dass europäi­
sche Gesetze nicht nur aufdem Papier 
existieren. Die , deutschsprachige 
Presse jubelt. Schrems habe mehr er­
reicht, "als alle deutschen Minister 
es bisher tun wollten oder konnten", 
schreibt die Zeit. Das Schweizer Bou­
levardblatt 20 Minuten nennt ihn den 
"Facebook-Schreck". Und wir? Wir 
nennen ihn unseren Helden. 

... redet: Grün-Abgeordnetervon Nazis geprügelt ... staunt: den Sprachstil unserer Asylrichter ... reden sollte: Werbeausgaben der Regierung 

Bei einer Antifa-Demo im Andreas Druckenthaler, Mehr als 35 Millionen Euro 
Schweizer Ci renzort Diepolds­ Richter am Asylgerichtshof, gab die Koalition im Jahr 2010 

nannte einen abgewiesenenau verprügelten Neonazis fürWerbung und Informati­
den grünen Nationalrats­ onsarbeit aus, Spitzenreitergambischen Asylwerber neine 
abgeordneten Harald Walser, überwiegende Belastung für war Ex-Finanzminister Josef 
die Schweizer Polizei griff den Staatssäckel". Spricht so Pröll, gefolgt von Verkehrs­
nicht ein Österreichs Just iz? ministerium und Kanzleramt 
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